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Christian Kolbe

Fachkräfte in der Normenfalle
Von widersprüchlichen Anrufungen und  

deren Bearbeitung im SGB II

Interaktionen zu steuern erweist sich als eine Aporie. Dies zeigen sowohl theo-
retische Arbeiten als auch empirische Befunde. Im Handlungsfeld der Arbeits- 
und Beschätigungsförderung wird darauf in einer ganz speziischen Weise 
seitens der zentralen Akteure reagiert. Statt die fehlende Steuerbarkeit zu be-
rücksichtigen und von instrumentellen Eingrifen abzusehen, werden in immer 
neuer und immer diferenzierterer Weise Steuerungsinstrumente entwickelt, die 
den Versuch unternehmen, massiv in den Prozess der Beratung der Akteure an 
der „front line“ einzugreifen. Der Artikel handelt beispielhat davon, wie diese 
Versuche aussehen, welche teilweise widersprüchlichen normativen Setzungen 
damit verbunden sind und wie sich daraus für die Fachkräte systematisch Schei-
terns- und Überforderungssituationen ergeben.

Die Frage guter Praxis ist im SGB II – wie anderswo auch – eng damit ver-
knüpt, zentrale, teilweise widersprüchliche, formale wie inhaltliche Ziele des 
Gesetzes angemessen umzusetzen. Von Beginn seiner Umsetzung an bildeten 
sich trotz ähnlicher Stoßrichtung der Akteure (Reduzierung von materiellen 
Leistungen durch Integration in wie auch immer gestaltete Arbeitsverhältnisse) 
konkurrierende Fraktionen mit je verschiedenen Perspektiven und Strategien. 
Neben der erheblichen Resonanz in den Medien steht das Handlungsfeld auch 
intern unter vielseitiger Dauerbeobachtung. Arbeitsagenturen und kommunale 
Sozialhilfeträger wissen genau, wie die Grundsicherung für Arbeitssuchende 
am besten verwirklicht werden kann, ob als hoch arbeitsteiliger Prozess im 
Kundenzentrum der Zukunt (KuZ) seitens der Arbeitsagentur propagiert oder 
als integrierte Hilfe aus einer Hand im Zuge von Reformen der Praxis in den 
Sozialämtern. Mit- oder gegeneinander sind Agenturen und Sozialhilfeträger 
jedoch seit 2005 aufgefordert, Beschätigungspolitik nach einem veränderten 
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sozialpolitischen Muster lokal zu implementieren, und zwar nicht mehr parallel 
für verschiedene Personenkreise, sondern in enger Kooperation für diejenigen, 
die vorher Sozial- oder Arbeitslosenhilfe bezogen haben und als erwerbsfähig 
gelten. 

Im Wissen um die notwendige Legitimierung der Arbeit am und im Sozialstaat 
unter veränderten Vorzeichen wurde ein umfangreiches Forschungsprogramm vor 
dem Hintergrund der Vorschläge der Kommission „Moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt“ (BMAS 2002) aufgelegt. Bereits im Gesetz verankert wurde einem 
Evaluationsteam die Frage danach gestellt, welcher der vom Gesetz vorgesehenen 
möglichen Organisationstypen – also die Arbeitsgemeinschat oder ARGE/gE, 
die zugelassene kommunale Trägerschat oder die getrennte Aufgabenwahrneh-
mung – aus Sicht des Gesetzgebers geeignet ist, die zentralen Ziele des Gesetzes zu 
realisieren. Dass dies erstens angesichts der Ambiguität der Zielsetzung, zweitens 
aufgrund divergierender Organisationskulturen und nicht zuletzt drittens wegen 
der verschiedenen an den Fallbearbeitungen beteiligten Fachkräte mit je unter-
schiedlich geprägtem Professionswissen ein Problem werden könnte, wurde im 
Verlauf seitens der zentralen Akteure (BMAS, BA) nicht etwa relexiv bearbeitet. 
Vielmehr entstand – und besteht fort – ein Ringen um die Deinitionsmacht des 
richtigen Weges. Besonders engagiert beteiligt ist und war die Bundesagentur 
für Arbeit, die einen möglichst umfassenden Steuerungsapparat entwickelt und 
damit versucht, drohendem Steuerungsverlust zu begegnen. Dies lässt sich von 
der Struktur der Jobcenter über die inner- und interorganisatorischen Abläufe bis 
in die Mess- und Steuerbarkeitsphantasien der Interaktionen hinein verfolgen. 
Von letzteren handelt dieser Beitrag.

Dem programmatischen Anspruch des Förderns und Forderns im Gesetz 
Rechnung tragend, hat der Gesetzgeber die persönliche Hilfe als wesentliches 
Mittel prominent im Gesetz verankert. Die Figur des Persönlichen Ansprech-
partners steht im § 14 SGB II dafür, dass die Aktivierung der Leistungsempfänger 
unmittelbar in der pädagogischen face to face Situation sozialer Dienstleistung 
zu realisieren ist. Als erstgenannte Förderleistung im Gesetz soll die persönliche 
Hilfe den entscheidenden Beitrag zur Arbeitsmarktintegration leisten. Durch 
diese Neujustierung richtet sich der Fokus in der Bearbeitung auf das Verhältnis 
zwischen den Fachkräten und der „Kundschat“ in den Jobcentern und auch 
besonders darauf, welche Interaktionen zwischen ihnen stattinden. Beratung wird 
in der jüngsten Beratungskonzeption (Rübner, Sprengard 2012) der Bundesagen-
tur für Arbeit als ihr „Kerngeschät“ bezeichnet. Durch diese Verschiebung des 
Schwerpunkts stellt das Handlungsfeld Beschätigungsförderung ein klassisches 
Beispiel dafür dar, wie aus einem sozialpolitischen Konlikt ein soziales Problem 

und damit eine an der Person zu bearbeitende Herausforderung gemacht wird. 
Bekannt ist dieses Muster als „Pädagogisierung“.

Die Unmöglichkeit, Interaktionen zu steuern und was passiert, 

wenn es doch versucht wird

Inzwischen wurden dieser Prozess und darin das neu gestaltete Verhältnis 
zwischen „Integrationsfachkrat“ und „Kunde“, auf unterschiedliche Weisen 
untersucht, sei es als Politik beratende Evaluation im Autrag des BMAS zur 
Vorbereitung und Legitimierung politischer Entscheidungen, sei es in durchaus 
kritischer Absicht in einer Reihe von durch das Institut der Bundesagentur für 
Arbeit (IAB) ausgeschriebenen Projekten. Den Ergebnissen vieler der Studien 
ist gemeinsam, dass sich, geprägt durch die gesetzliche Situation und die Ein-
grife der Organisationen, eine neue „Aushandlungsordnung“ in den Jobcentern 
etabliert. Die Interaktionen selbst jedoch sind, und dies zeigt sich auch als Ergeb-
nis unterhalb der programmatischen Leitlinie, von einer Vielfalt an lokalen und 
professionellen Deutungsangeboten und Handlungsleitbildern durchzogen.

Insbesondere die Lektüre verschiedener Schriten des symbolischen Interak-
tionismus hilt weiter, sich die Eigenlogiken und -dynamiken der persönlichen 
Hilfe im SGB II zu vergegenwärtigen und die empirischen Befunde zu verstehen. 
Auch mit der Systemtheorie, so zeigen Reis und Schulze-Böing, kann auf die 
Nichtbeherrschbarkeit des Prozesses im Zusammenhang mit der Implementierung 
von Komponenten des Neuen Steuerungsmodells hingewiesen werden, dessen 
prominenter und etwas renitenter Enkel sicher die Reform zu „Modernen Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt“ ist.1 Soziale Systeme erweisen sich als zu komplex 
und sind nach einem eigenen Code geregelt „der nach außen nie vollständig 
transparent zu machen ist“ (Reis, Schulze-Böing 2000: 19). Demzufolge werden 
Steuerungseingrife immer jeweils „umgedeutet“, „unterlaufen“ und schließlich 
„in der ‘Mikropolitik’ von Organisationen zerrieben“ (ebd.). Direkte Steuerung 
erscheint den Autoren daher ungeeignet, um Organisationen zu verändern. Viel-
mehr schlagen sie einen „Prozess der formellen und informellen Aushandlung 
zwischen füreinander teilautonomen Systemen [vor, und nicht einen, C.K.] 
instrumentelle[n] Eingrif“ (ebd., 20) 

1 Nicht dass es anderswo nicht auch diese Varianten gäbe, aber sowohl bezogen auf die 
Versuche der Entbürokratisierung als auch bezogen auf den inner- wie interorgani-
satorischen Hierarchieabbau, hat man es bei der Bundesbehörde ofenbar mit einem 
besonders harten Brocken zu tun. 
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Für die Untersuchung der Interaktionsform „Beratung“ durch einen persön-
lichen Ansprechpartner erscheint die interaktionistische Perspektive besonders 
geeignet, da das interaktionistische Handlungsmodell nicht nur von Kontingenz 
ausgeht, sondern die eigenwillige Emergenz in der Situation (hier der Beratung) 
in den Vordergrund der heorie und eines daran orientierten Forschungspro-
gramms stellt. Die Arbeiten Gofmans machen besonders für den Kontext totaler 
Institutionen bzw. Situationen (u.a. Gofman 1973) deutlich, dass Interaktionen 
selbst in vermeintlich hermetisch kontrollierten und organisierten Situationen 
eigene Deutungs- und Handlungsmuster hervorbringen. Die Akteure in tota-
len Institutionen entwickeln verschiedene Formen der Anpassung an die an sie 
gerichteten Anforderungen, sei es, indem sie „auf kooperative Art und Weise 
eine verlangte Tätigkeit für eine Organisation leiste[n]“ [primäre Anpassung] 
(ebd.: 185), oder in denen die Person in „einer Organisation unerlaubte Mittel 
anwendet oder unerlaubte Ziele verfolgt, oder beides tut, um auf diese Weise die 
Erwartungen dessen, was er tun sollte und folglich was er sein sollte, zu umgehen“ 
(ebd.) [sekundäre Anpassung]. In der Summe sind Interaktionen konturiert durch 
eine (Interaktions-)Ordnung und demzufolge Orte von Aushandlungen, die sich 
einer hermetischen Steuerungslogik weitgehend entziehen (können).

Dieses Verhältnis von Unüberschaubarkeit und Konturiertheit durch die 
„Interaktionsordnung“ (Gofman 1994) von Situationen in behördlichen Bera-
tungszusammenhängen wurde, bezogen auf die Einführung von Aktivierungs-
programmen US-amerikanischer (Sozial-)behörden seit Mitte der 1990er Jahre 
systematisch empirisch untersucht. Zwei soziologische Ansätze dienen dabei als 
theoretische Referenzen.2 Der US-amerikanische Soziologe Michael Lipsky be-
tont in seiner Arbeit (1980) die Handlungsautonomie der Professionellen u.a. 
angesichts der fehlenden Evaluierbarkeit und Prüfung ihres Verhaltens. Dies gilt 
in besonderer Weise für den Fall, wenn von Seiten der Organisation keine eindeu-
tigen Festlegungen, Zielsetzungen und Verfahrensstandards formuliert wurden.3 
Lipsky ist mit seinen Arbeiten einer der Akteure in der sozialwissenschatlichen 

2 Untersuchungen zu Instanzen sozialer Kontrolle (Peters, Cremer-Schäfer 1975, 
Kunstreich 1975), die sich auf die Frage nach Drits bei der Umsetzung institutio-
neller Programme in der Sozialen Arbeit bezogen, spielen im Zusammenhang mit 
Forschungen zum „aktivierenden Sozialstaat“ gegenwärtig eine untergeordnete 
Rolle (siehe dazu Cremer-Schäfer 2012).

3 Dies gilt in besonderer Weise in Umbruch- bzw. Reformsituationen, in denen orga-
nisatorische Pfade gebrochen und noch nicht durch neue Routinen adäquat ersetzt 
werden konnten (siehe dazu Beyer 2005). Nimmt man die Geschichte des SGB II bis 
heute, so konnten sich bislang auf keiner Ebene des Prozesses Routinen ausbilden.

Diskussion in den USA, der durch die Bedeutung der „street level bureaucracy“ 
den Fokus schon früh auf die Untersuchung der Ebene der Interaktionen gelenkt 
hat und in der Erforschung der Implementierung der Aktivierungsprogramme 
zentraler Bezugspunkt vor allem in der US-amerikanischen Forschung geworden 
ist. So beförderte die Arbeit eine rege sozialwissenschatliche Diskussion über 
den Charakter von Dienstleistungen in öfentlichen Behörden auf der operativen 
Ebene („front line“). Dass diese Unterschiedlichkeit der Interaktionen zwischen 
Klienten und Professionellen gleichwohl nicht beliebig ist, sondern vielseitig be-
einträchtigt, umkämpt und ausgehandelt stattindet, geht ergänzend zu Lipsky 
für die US-amerikanische Diskussion zentral auf Yeheskel Hasenfeld zurück. We-
sentliches Element seiner Dienstleistungstheorie ist die Verknüpfung der Ebenen 
der konkreten Leistungsprozesse mit den organisationalen Anlagen der jeweiligen 
institutionellen Arrangements. Hasenfeld verweist dabei auf die Wechselwirkung 
sozialer Dienstleistungen. Einerseits unterliegen diese Dienstleistungen morali-
schen Prämissen und gesellschatlichen Leitbildern, andererseits wirken sie auf 
die internen Strukturen und Prozesse von Organisationen ein (Hasenfeld 1983: 
147). Dienstleistungstechnologien bezeichnet er als „Set von institutionalisierten 
Interaktionen, die darauf abzielen, die physischen, psychologischen, sozialen und 
kulturellen Eigenschaten von Menschen zu verändern“ (ebd.: 111). Bei der Analyse 
der „Dienstleistungstechnologien“ unterscheidet er nach deren Merkmalen und 
Funktionen und nimmt keine normativen Setzungen vor. Statt zu deinieren, was 
als Dienstleistung gilt und was nicht, entwickelt Hasenfeld ein analytisches Modell 
dafür, nach welchen Dimensionen sich Dienstleistungen in wohlfahrtsstaatli-
chen Arrangements unterscheiden (können): Sei es als vorwiegend versorgende 
Dienstleistung, deren Schwerpunkt darauf liegt, basale Ressourcen zur Verfügung 
zu stellen (people sustaining technology), oder als people processing technology, die 
darauf abzielt, eine Infrastruktur zu schafen, d.h. den individuellen Status der 
Person zu verbessern und gesellschatliche Zugangsmöglichkeiten zu eröfnen, 
oder schließlich als Formen der unmittelbaren Verhaltenskorrektur, die die Ei-
genschaten von Personen durch Erziehung und Disziplinierung zu verändern 
sucht (people changing technology).

Die hese Lipskys von der machtvollen und unkontrollierten Position der 
Professionellen in Behörden und die von Hasenfeld beschriebene Unterscheidung 
verschiedener Technologieformen von Dienstleistungen haben die gesamte empi-
rische Forschung im Gefolge der Implementierung von Reformprogrammen in der 
Wohlfahrtspolitik in den USA inspiriert (vgl. u.a. Brodkin 1997; Lurie 2006; Ri-
chucci 2005). Auch in Deutschland wurden, nach langen Jahren der Bedeutungs-
losigkeit behördlicher Arbeit an der „front line“ als Untersuchungsgegenstand 
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(BMFG 1985; Bartelheimer 2003), in den ersten Jahren nach Inkrattreten des 
SGB II Studien in Autrag gegeben, in denen die Arbeit der Fallmanager und der 
Arbeitsvermittler verstärkt unter Beobachtung genommen wurde. Verschiedene 
Untersuchungen (Baethge-Kinsky u.a. 2007; Hielscher, Ochs 2009; ISR, infas, 
WZB 2008; Kolbe, Reis 2008) konnten zeigen, dass die Dienstleistungen wohl 
von der Fülle an Standardisierungen mit gestaltet wurden, unterhalb davon eine 
durchgesteuerte Fallbearbeitung jedoch nur selten zu beobachten war. Im Ha-
senfeldschen Modell ließen sich vielmehr vorwiegend people changing technologies 
beobachten, in denen arbeitsmarktzentriert unmittelbar erzieherisch auf Verhal-
tenskorrektur hin „beraten“ wurde, oder aber die Bearbeitung des Falls sich auf 
primär versorgend-verwaltende Dienstleistungen beschränkte (Hasenfeld würde 
es wohl people sustaining nennen). Beeinträchtigt wurden die Interaktionen dabei 
sowohl von dem Professionswissen und den Routinen der Fachkräte als auch von 
den Herkuntsorganisationen, die verschiedene Wohlfahrtskulturen oder „moral 
practices“ (Hasenfeld 2000) in den Prozess einbringen – aus dem BSHG stärker 
versorgend, aus den örtlichen Arbeitsagenturen stärker arbeitsmarktzentriert. 

Und es geht doch – allem Wissen um notwendiges  

Nichtwissen zum Trotz

Dies alles hindert die Akteure im Handlungsfeld, und dies auch vor dem Hin-
tergrund von nunmehr sieben Jahren beobachteter Praxis im Feld, nicht daran, 
auf vielseitige Weise instrumentell-steuernd zu agieren und die Eingrife mit 
höchst unterschiedlichen Botschaten zu versehen. Diese reichen gleichzeitig 
von dem Generieren von Messgrößen bis hin zu Anleitungen für fachliche Be-
gutachtungen und erweisen sich in ihrer Gemengelage auf mehreren Ebenen als 
eine „Normenfalle“.

Für die Ausgestaltung der Dienstleistung der Arbeitsvermittlung oder des Fall-
managements im SGB II wurden durch den Gesetzgeber keine eindeutigen Vor-
gaben gemacht. Ein Drehbuch für die Figur des Persönlichen Ansprechpartners/
Fallmanagers existierte demnach nicht von vornherein programmatisch, sondern 
muss(te) ausgehandelt werden. Um diese Leerstelle zu füllen und persönliche 
Hilfe zu organisieren, bedienen sich die zentralen, zur Umsetzung des Gesetzes 
angehaltenen Akteure (BMAS und BA) vielfältiger Mittel.4 Für die konkrete 

4 Auch wenn durch die statistischen Anforderungen und inzwischen auch die ge-
meinsame Zielplanung auch diejenigen Kommunen teilweise in die Standardisie-
rung der Verfahren eingebunden sind, die die Umsetzung in Eigenregie bewältigen 

Leistungserbringung nutzt die Bundesbehörde ihre hoheitlichen Zugrifsmöglich-
keiten dazu, bundesweite Standards für operative Beratungsprozesse zu setzen. 
Besonders relevant für die konkrete Fallarbeit sind dabei neben den übergreifenden 
Regelungen über Ziele, standardisierte Arbeitsabläufe, den Personaleinsatz und 
den Einkauf von Maßnahmen5 vor allem die Einführung des Instruments der Ein-
gliederungsvereinbarung sowie verschiedene Kundensegmentierungsverfahren. 
Beides wird computerlankiert von einer bundeseinheitlichen Computersotware 
(VERBIS), die einen standardisierten Rahmen für den Beratungsprozess vorgibt.

Die den Prozessvorgaben zugrunde liegenden Umsetzungsanweisungen wer-
den ausgehend von Zielvereinbarungen in Fachlichen Hinweisen, Arbeitshilfen, 
Handlungsempfehlungen und Geschätsanweisungen u. v. m. in die Organisation 
kommuniziert, werden mit Mindeststandards hinterlegt und dienen der Prozess-
steuerung. Sie folgen den verschiedenen Logiken der Organisation, in dem sie 
versuchen, die persönliche Hilfe bis herunter zu konkreten Interaktionen auszu-
gestalten und diese Vorgaben aus ihrer Rolle als Bundesbehörde lächendeckend zu 
implementieren. Diese Formate6 sind nicht einer bestimmten Logik verplichtet, 
setzen jedoch Schwerpunkte für die Justierung der Interaktionsarbeit:

 – Die Mindeststandards der Bearbeitung, die zu erfüllen sind, zielen u.a. auf 
die Einhaltung zeitlicher Vorgaben, in denen Beratungen zu erfolgen haben, 
Verträge zu schließen (Eingliederungsvereinbarungen) und Klassiizierun-
gen (Zuweisung zu Kundengruppen) vorzunehmen sind. Dadurch können 
messbare Daten generiert werden, mit denen die Arbeit der Behörden doku-
mentiert und legitimiert werden kann und auf denen im besten Fall die eizi-
ente Planung von Maßnahmen ruht. 

 – Arbeitshilfen sind darüber hinaus rechtliche Normen hinterlegt, die auf die 
Arbeitssicherheit und Rechtmäßigkeit der Verfahren ausgerichtet sind.7 

 – Die Geschwindigkeit ebenso wie die thematische Engführung und die Stan-
dardisierung von Planungsverfahren vernachlässigen notwendig die Berück-
sichtigung der Bedürfnisinterpretation durch die Kunden. Diese nimmt Zeit 
in Anspruch und bedarf einer ergebnisofenen Perspektive, um gemeinsam 

(Optionskommunen), beziehen sich die konkreten Interventionen vorrangig auf die 
Fachkräte in den gemeinsamen Einrichtungen (ehemals: Arbeitsgemeinschaten).

5 Siehe eine ausführliche Analyse ausgewählter Regelungsmuster in Kolbe 2011a, 91f. 

6 Die nachfolgende Charakterisierung der Instrumente kann lediglich kursorisch auf 
die vorrangigen Normenschwerpunkte verweisen.

7 Die Widersprüche bei den Sozialgerichten haben dazu geführt, dass auf die Rechts-
folgenbelehrung besonderes Augenmerk gelegt wurde.
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Aushandlungen zu beginnen, in Koproduktion einzutreten und überhaupt 
Gelegenheit zu geben, Lebenssituationen zu verstehen. Genau darauf zielen 
die Fachkonzepte und Leitfäden, die gemeinsam mit Fachleuten in Arbeits-
gruppen entwickelt und für die Praxis nutzbar gemacht werden sollen. Ob 
im Fachkonzept zum „beschätigungsorientierten Fallmanagement“ oder 
dem Leitfaden „Interaktion zur Integration“ oder zuletzt des „Beratungskon-
zepts (BEKo)“, immer werden die Dilemmata vor dem Hintergrund sozial-
arbeiterischer Normen bearbeitet, die einen Zwangskontext einerseits und 
eine Beratung ohne adäquates Angebot andererseits aufwerfen. Die Papiere 
zeigen, was ein Mindestmaß an ofener Aushandlung im Kontext des SGB 
II sein sollte, um den Ansprüchen einer individuellen Bedürfnisorientierung 
gerecht zu werden.

Eingliederungsvereinbarung – Standardinstrument  

und/oder Ergebnis sorgfältiger Aushandlung

Die Eingliederungsvereinbarung wird in § 15 SGB II prominent als Förderinst-
rument zur vertraglichen Festlegung von Zielen und Rechten und Plichten ge-
nannt, die auf der Basis einer zuvor erfolgten Integrationsplanung erfolgen soll.

Beispielhat möchte ich für das Instrument der Eingliederungsvereinbarung 
drei ausgewählte Textformate skizzieren und die darin angelegten normativen 
Vorstellungen guter Praxis analysieren. Zur Konkretisierung der Umsetzung des 
Gesetzes informiert die Zentrale der Bundesagentur für Arbeit über die aktuellen 
Richtlinien. Im Fall der beiden ersten Texte (E-Mail-Info und Fachliche Hinweise) 
handelt es sich um so genannte Weisungen. Sie dienen der Formulierung von 
Anwendungsregeln. Im Fall einer Überschneidung sind sie dem Gesetz unterge-
ordnet. Falls weitere Details zu klären sind, sind diese mit den Fachkräten vor 
Ort zu erörtern.

 – Mit der E-Mail-Info SGB II vom 07.08.2008 wird das Verfahren der Nach-
haltung operativer Mindeststandards in Form von Informationen (aber der 
Bedeutung von Weisungen) durch den Vorstandsbereich (VG – Vorstand 
Grundsicherung) an die Regionaldirektionen und die lokalen Arbeitsagen-
turen konkretisiert. Sie dienen der Arbeitsagentur und der Regionaldirektion 
als Bewertungsmaßstab der Durchführung und im Fall der Nichteinhaltung 
als Ausgangspunkt von Auskunt und Rechenschat der ARGEn. (E-Mail-
Info 2008: 2) Unter dem Punkt 1.2 „Eingliederungsvereinbarung“ werden 
die Standards für den Einsatz des Instruments für den Fall des Zugangs der 
verschiedenen Kundenkreise formuliert (ebd.: 3). Zugangsstandards gelten 

als erfüllt, wenn mit 90% der zu Beratenden innerhalb von drei [Hervorhe-
bung im Original; C.K.] bzw. acht Wochen, je nach Kundengruppe8, eine 
Eingliederungsvereinbarung (auch als Verwaltungsakt ohne gemeinsame Un-
terschrit) abgeschlossen wurde. Für diejenigen, die schon länger im Hilfebe-
zug sind, soll eine Bestandsquote von 80% zeitlich gültiger Eingliederungsver-
einbarungen (längstens 6 Monate Laufzeit) erreicht werden. Hier werden die 
Anforderungen dahingehend präzisiert, dass sie „qualitativ einwandfrei“ und 
„individuell“ ausgerichtet sein sollen. Auch wenn in besonderer Weise auf die 
formalen Datenerhebungs- bzw. Dokumentationsanforderungen verwiesen 
wird, indet sich also ein Hinweis darauf, dass dies individuell ausgerichtet 
stattinden soll. Im Anschluss werden Hilfsmittel zur Vervollständigung 
der Daten aufgeführt. Dazu sollen Suchläufe in der Computeranwendung 
VERBIS und zusätzliche Verfahren zur Plege der Datenqualität eingesetzt 
werden. Die vorrangig zu erfüllenden Normen richten sich im Wesentlichen 
nach der Frage der Geschwindigkeit, mit der Eingliederungsvereinbarungen 
abgeschlossen werden müssen und nach der Quantität bzw. Vollständigkeit 
der Vertragsabschlüsse.

 – Die Fachlichen Hinweise zur Eingliederungsvereinbarung (Fachliche Hin-
weise zu § 15SGB II – Weisung vom 20. Mai 2011) setzen darüber hinaus 
weitere Standards zur fachlichen Umsetzung im Umgang mit dem Instru-
ment. Vorwiegend konkretisiert der Text in seinem Allgemeinen Teil, was 
die Autoren als „Erzeugung von Verbindlichkeit“ (Fachliche Hinweise 2011: 
1) und „Konkretisierung des Sozialrechtsverhältnisses“ (ebd.) verstehen. Au-
ßer der umfassenden Darstellung des rechtlichen Rahmens, der Rechtsfolgen 
und der Schadensersatzregelungen und damit vorwiegend der Bestimmung 
der rechtlichen Normen liefert der Text präzisere Hinweise dafür, was die 
Grundlage des Vertrags und das Verhältnis der Vertragspartner zueinan-
der ausmachen soll. Es soll auf Basis einer gemeinsamen Aushandlung eine 
„sorgfältige Standortbestimmung“ erfolgen. Die Inhalte sollen „ausgewogen“ 
(ebd.: 5) „individuell“, „eindeutig“ und begründet sein. Liegt der Schwer-
punkt also insgesamt in den fachlichen Hinweisen darauf, Rechtmäßig-
keit und Arbeitssicherheit zu gewährleisten, werden zumindest Spuren des 
Charakters von Beratung und Vorstellungen von einem transparenten und 

8 Mit unter 25jährigen nach drei Wochen und mit über 25jährigen nach acht Wochen. 
Die Regelung gilt für alle Personen, die nicht in einer der davon ausgenommenen 
Gruppen (insbes. nach § 10 SGB II Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern 
usw.) angehören.
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gerechten Vertragswerk im Text hinterlassen. Ko-Produktion wird als zwin-
gende Grundlage gesetzt. 

Bedeutet „Normerfüllung“ in der E-Mail-Info, Abschlüsse von Eingliederungs-
vereinbarungen fristgerecht (drei bzw. acht Wochen) und lächendeckend mit 
dem Kunden möglichst vollständig (90 bzw. 80%) abzuschließen, sollen Ein-
gliederungsvereinbarungen nach Maßgabe der fachlichen Hinweise rechtssicher 
und verbindlich sein. Zudem müssen sie Bestandteil des Gesamtkonzepts von 
Beratung sein, d.h. es müssen genaue Kenntnisse über die Kundschat existie-
ren („sorgfältige Standortbestimmung“) und sie sollen „gemeinsam erarbeitet 
werden“. Mit Referenz auf dienstleistungstheoretische Ansätze wird damit, ob-
gleich es sich um eine Zwangskontext handelt, auf beteiligende Formen gesetzt, 
um erfolgreich arbeiten zu können. 

 – Wie sich diese Dienstleistung ausgestaltet, ist u.a. Gegenstand des „praxis-
orientierten Leitfadens zur Beratung im SGB II“ (Interaktion zur Integra-
tion [IzI] 2007). Der Leitfaden ist gespickt mit Merksätzen und Tipps für 
eine gelingende Gesprächsführung und verweist im Vorwort auf die neue 
und große Herausforderung von Beratung (vgl. IzI 2007: 3). „Ziel des Leit-
fadens ist es, die Beratungskompetenz zu verbessern“ (ebd.). Dazu ist es 
angesichts des heterogenen Personenkreises notwendig, die individuelle 
Lebenssituation der Kunden zu berücksichtigen, denn: „Eine qualiizierte 
und an den Bedürfnissen der Kunden ausgerichtete Beratungstätigkeit un-
terstützt maßgeblich eine aktivierende Integrationsstrategie unter dem Leit-
satz des Förderns und Forderns“ (ebd.). Von Beginn an wird im Kapitel zu 
Eingliederungsvereinbarungen (ebd.: 123f.) auf inhaltliche Dilemmata und 
auf innerorganisatorische Ressourcen hingewiesen, die sich mit dem Inst-
rument ergeben (können). Bezogen auf die zeitlichen Mindeststandards in 
Verbindung mit den notwendigen Vorarbeiten im Beratungsprozess vor Ab-
schluss des Vertrages verweisen die Autoren gleich zu Beginn des Kapitels 
auf mögliche Kollisionen. „Hier können die Forderungen nach individuel-
ler und hoher qualitativer Ausgestaltung der Eingliederungsvereinbarung 
und die Rahmenbedingungen für die Mitarbeiter vor Ort kollidieren. Der 
Aufbau des notwendigen Vertrauensverhältnisses erfordert häuig mehrere 
Kontakte über einen längeren Zeitraum, der jeweilige Betreuungsschlüssel 
zählt ebenfalls zu den beeinlussenden Faktoren“ (ebd.: 123f.). Abweichend 
zu den zeitlichen Vorgaben wird auf notwendige „zeitaufwändige Klä-
rungsprozesse“, auf „Bedenkzeit für den Kunden“ (ebd.: 127) hingewiesen. 
Wesentlich gerade für die Einführung dieses Instruments für die weitere 
Gewährleistung eines kooperativen Arbeitsbündnisses (ebd.: 36) ist eine 

transparente und nachvollziehbare Darstellung der Rolle der persönlichen 
Ansprechpartnerin im Prozess. Denn: „Bisher [in der Erstberatung, dem 
Proiling, dem Assessment; Ergänzung C.K.] ist die persönliche Ansprech-
partnerin als Beraterin aufgetreten, deren Aufgabe es ist, den Kunden zu un-
terstützen und zu fördern. Nun indet zwangsläuig ein Rollenwechsel hin 
zu der Übernahme ordnungspolitischer Aufgaben statt, […]“ (ebd.: 133).  
Als „Reaktionsmöglichkeiten“ auf diesen konlikthaten „Dauerspagat“ der 
persönlichen Ansprechpartner verweisen die Autoren in diesem wie in den 
anderen Kapiteln darauf, durch vielfältige Gesprächsführungstechniken 
Prozesse plausibel zu machen (Diskrepanz ofen machen, spiegeln u. v. m.) 
und damit ggf. die Fallbearbeitung zu verlangsamen. „Nehmen sie sich die 
Zeit, die der Kunde braucht, um wirklich alles und vollständig zu klären: 
„Man muss langsam vorgehen, um rasch ans Ziel zu kommen!“ (ebd.: 134). 
Die Deinierung dessen, was als gemeinsames Erarbeiten in den Fachlichen 
Hinweisen vorformuliert ist, richtet sich nach zwei Maximen im Leitfaden 
aus. Die grundlegend asymmetrische Konstellation in den Interaktionen 
relektierend, sollen je nach Reaktion der Kunden individuelle Wege oder 
Umwege gemeinsam beschritten werden. Diese sind nach Möglichkeit davon 
geleitet, die Kooperationsbereitschat im Prozess zu erhalten und zu fördern, 
dürfen langsam sein und sollten versuchen, den Kunden so weit wie möglich 
„mitzunehmen“ (ebd.: 221). Sanktionen werden im Leitfaden als letztes Mit-
tel angesehen, „wenn es anders nicht geht“ (ebd.). Um als Fachkrat Hoheit 
über das Verfahren zu behalten, wird für die Eingliederungsvereinbarung 
dazu geraten, in kleinen Schritten vorzugehen und realistische Ziele zu ver-
einbaren. Auf diese Weise können Sanktionen vermieden und die „Koope-
rationsbereitschat und […] das Vertrauen der Kunden“ gewonnen werden. 
Richtet sich der Schwerpunkt der Weisung in der E-Mail-Info darauf, die 
Durchführung und Dokumentation der Eingliederungsvereinbarungen zu 
forcieren und damit auf Eizienz im Umgang mit dem Instrument zu drän-
gen, liegt der Schwerpunkt der fachlichen Hinweise darauf, die Einhaltung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen zu einer weiteren Norm im Kunden-
umgang zu erheben. Darauf inhaltlich aufbauend (vgl. Verweis auf Seite 123) 
wird im Leitfaden die Ausgestaltung des „kooperativen Arbeitsbündnisses“ 
oder dessen, was in den fachlichen Hinweisen durch den Begrif des „gemein-
samen Erarbeitens“ angedeutet wird, durch den gesamten Beratungsprozess 
durchdekliniert. Erfüllen der Norm guter Praxis oder dessen, was als Bera-
tungskompetenz im Leitfaden formuliert ist, deiniert sich weder über die 
Menge der abgeschlossenen Eingliederungsvereinbarungen noch über die 
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Absicherung der Arbeit nach rechtlichen Normen. Dagegen wird mit dem 
Leitfaden eine beraterische Professionalität zum Maßstab gemacht, mit der 
es gelingt „ … Kunden mitzunehmen, sie zu Verhaltensänderungen anzure-
gen, sie schrittweise dem Arbeitsmarkt näher zu bringen oder sie bestenfalls 
in den Markt zu integrieren.“ Kompetenz ist mehr als nur das „Führen eines 
‘guten Beratungsgesprächs’“ (ebd.: 220). U.a. zählt dazu auch, der komplexen 
Situation im Prozess Rechnung tragend, „durch Kreativität quer zu bisheri-
gen eindimensionalen Suchstrategien zu denken“. (ebd.)

Normenfallen und deren Bearbeitung

Grundsätzlich liegt dem Instrument der Eingliederungsvereinbarung das Di-
lemma eines jeden Zwangskontextes zugrunde. So ist dieses Instrument einer-
seits Ausdruck und Ergebnis eines kooperativen Arbeitsbündnisses, in dem 
Augenhöhe suggeriert wird, mit dem aber andererseits Setzungen an die Kund-
schat vorgenommen werden, aus denen sich die Androhung von Disziplinie-
rung und Strafe ergibt. Über diese sich dadurch grundsätzlich ergebende Aporie 
im SGB II stellen die drei steuernden Instrumente für den Prozess der persönli-
chen Hilfe darüber hinaus hoch widersprüchliche Anforderungen dar und An-
wendungsregeln auf, deren Erfüllung und Einhaltung sich für die Fachkräte als 
Normenfalle herausstellt. 

 – So wird einerseits auf die Einhaltung von Dokumentationsstandards verwie-
sen, andererseits darauf, dass diese aus fachlichen Gründen teilweise notwen-
dig unterlaufen werden (sollten). Während für die eiziente Einhaltung der 
Vertragsabschlüsse, unabhängig von Prozess und Inhalt, lediglich kurze Zeit-
räume veranschlagt werden, soll zugleich darauf geachtet werden, dass die 
vertragliche Regelung auf der Basis einer sorgfältigen Standortbestimmung 
und eines gemeinsamen Aushandlungsprozess stattindet. Dieser braucht, 
zumindest in vielen Fällen, erstens Zeit, die nicht zur Verfügung steht, und 
zweitens die Möglichkeit der Partizipation im Verfahren. Die Quote der Ver-
tragsabschlüsse jedoch wird auf der Grundlage von gemeinsam abgeschlosse-
nen, jedoch einseitigen Verwaltungsakten ermittelt. 

 – Das Instrument der Eingliederungsvereinbarung soll für die Umsetzung des 
Prinzips von Leistung und Gegenleistung als Mittel zur rechtssicheren Mög-
lichkeit der Prüfung und ggf. der Bestrafung von Fehlverhalten eingesetzt 
werden. Gleichzeitig wird unter Verweis auf Studien aus den USA darauf auf-
merksam gemacht, dass sich die Fehlverhalten häuig aus „Kommunikations-
störungen“ (IzI 2007: 228) ergeben und demnach kein Verschulden, sondern 

eher eine Hilfebedürtigkeit der Kundschat zugrunde liegt. Dies gilt es also 
zuerst zu prüfen, bevor eine Sanktion ausgesprochen werden sollte.

Für die Fachkräte im SGB II übersetzen sich die unterschiedlichen Normen 
in widerstreitende Anforderungen an die alltägliche Arbeit. Einerseits sind sie 
damit konfrontiert, sich vom Inhalt zu lösen und auf die Einhaltung der Do-
kumentationsplichten zu konzentrieren, andererseits sollen sie systematisch 
die individuelle Situation der Kunden relektieren. Das erzeugt zugleich einen 
Standardisierungs- wie einen Professionalisierungsdruck auf das beratende Per-
sonal. Gerade in der Verbindung mit eingeschränkten Ressourcen (Zeit, Quali-
izierung, Angebote) erweist sich diese „Anmaßung, die Qualität […] ‘von oben’ 
(administrativ/juristisch) oder ‘von außen’ (psychologisch/soziologisch/sozial-
pädagogisch) zu bestimmen“ (Lau, Wolf 1982: 261) als ein Überforderungssze-
nario insofern, als es der Handlungsökonomie sozialer Akteure widerspricht. 
Die normative Forderung an sie, individuelle Bedürfnisse zu berücksichtigen, 
und die gleichzeitige Referenz auf Zurichtung und Strafe in Verbindung mit 
einer eizienten Durchführung werden damit zu einer Zumutung, an der die 
Fachkräte notwendig scheitern müssten, wenn sie nicht über die Handlungs-
kompetenz sozialer Akteure verfügten, ihren Alltag zu bearbeiten, zu steuern 
und zu bewältigen.

Konfrontiert mit der institutionellen Aporie, zugleich standardisierend und auf 
die Bedürfnisinterpretation der Kunden eingehend handeln zu müssen, bedienen 
sich die Fachkräte je nach Situation im Arbeitsalltag verschiedener Codes. Auf 
der Grundlage der oben dargestellten Materialien sind dies an Eizienz orientierte 
und rechtliche Codes einerseits und sozialpädagogische Codes andererseits. Auf 
der Basis der vorhandenen Ressourcen behelfen sich die Fachkräte mit Routinen 
und setzen diese Codes selektiv ein. Der „sozialpädagogische Code“ (ebd.: 280), 
normativ gesetzt über die Leitfäden, kann dabei nur eingeschränkt zum Tragen 
kommen. So können gemeinsame Aushandlungsprozesse im Vorfeld der Eingliede-
rungsvereinbarung stattinden, es können individuelle Bedürfnisse berücksichtigt 
werden und es kann schließlich adressatenorientiert unterstützt werden, aber nur, 
wenn Ressourcen zur Unterstützung zur Verfügung gestellt werden. Ist dies, wie 
im SGB II, nur ausnahmsweise der Fall, treten die standardisierenden Codes in 
den Interaktionen in den Vordergrund (vgl. Kolbe 2011b: 201). Angemessenes 
Handeln in ihrer Arbeitssituation zur Bewältigung des Arbeitsalltags heißt hier 
Unterweisung statt Aushandlung, Subsumieren der individuellen Situation in Stan-
dardschablonen und standardisiert (verplichtendes) Fordern und (vages) Fördern. 

Diese Summe an Anforderungen „von oben“ und „von außen“ erweist sich als 
„Fachlichkeitsfalle“ (Lau, Wolf 1982: 294). So gehen die Zumutungen an die 
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Fachkräte in der Folge auf die Kosten der Kundschat, deren Anliegen so nur 
ausnahmsweise berücksichtigt werden (können).
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